
Interessenvertretung 
deutscher Unternehmen bei den 
Institutionen der Europäischen Union

Klemens Joos

Nachdruck der 1. Auflage 1997

Interessenvertretung 
deutscher Unternehmen bei den 
Institutionen der Europäischen Union

„Vermutlich hat Lobbyismus in Deutschland im Gegensatz zu den USA ein so 
schlechtes Image, daß man sich nicht offen zu dieser Form der Interessenvertretung 
bekennt. Andererseits benötigt die Legislative in einer immer differenzierter wer- 
denden Ökonomie Informationen über Produktionsprozesse und Dienstleistungs- 
details. Die Betriebswirtschaftslehre muß sich deshalb nicht nur mit dem Problem 
der Kundenkommunikation befassen, sondern darüber hinaus auch verstärkt um die 
Kommunikation mit der Legislative bemühen.“ (1997) 

Prof. Dr. Elmar Helten 

Präsident Bayerisches Finanz Zentrum e.V., 
Emeritus am Institut für Betriebswirtschaftliche Risikoforschung und 

Versicherungswirtschaft (INRIVER) 
an der Ludwig-Maximilians-Universität München

Mit seiner Dissertation „Interessenvertretung deutscher Unternehmen bei den In- 
stitutionen der Europäischen Union“ legte Klemens Joos im Jahr 1997 die weltweit 
erste wissenschaftliche Arbeit zu diesem Themenbereich vor. Gemäß eines organi- 
sationswissenschaftlichen Ansatzes entwickelt er darin auf Basis betriebswirtschaft- 
licher Determinanten ein grundlegendes Gesamtmodell zur Strukturierung einer 
effektiven und effizienten Interessenvertretung bei den Institutionen der EU.

Dr. Klemens Joos

studierte von 1988 bis 1992 Betriebswirt- 
schaftslehre an der Ludwig-Maximilians- 
Universität München. Zwischen 1988 und 
1990 war er persönlicher Referent eines 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments. 
In dieser Zeit entstand die Idee zur Gründung 
der EUTOP International GmbH im Jahr 1990, 
die seitdem die Interessen privater Unter- 
nehmen und Organisationen gegenüber den 
Institutionen der Europäischen Union und 
ihrer Mitgliedstaaten vertritt. Nach dem Stu- 
dium promovierte Klemens Joos 1997 mit der 
vorliegenden Arbeit an der betriebswirtschaft- 
lichen Fakultät der Ludwig-Maximilians- 
Universität München. 

Das Buch ist nach wie vor von großer Brisanz 
und Aktualität: Der Ende 2009 in Kraft getre- 
tene Vertrag von Lissabon und die durch ihn 
bewirkten grundlegenden Veränderungen der 
europäischen Entscheidungsverfahren haben 
weitreichende Konsequenzen für Unterneh- 
men in der EU. Sie richtig einschätzen und 
adäquate Entscheidungen treffen zu können, 
erfordert von Unternehmensverantwortlichen 
ein grundlegendes Verständnis formeller 
ebenso wie informeller Regeln des „Brüsseler 
Politikbetriebs“. Dr. Klemens Joos eröffnet 
hierzu grundlegende Einblicke und schärft 
das Bewusstsein für die stetig wachsende 
Bedeutung einer erfolgreichen Interessen- 
vertretung in EU-Europa. 

Darüber hinaus ist Dr. Klemens Joos Autor 
und Herausgeber zahlreicher weiterer 
Publikationen zu EU-relevanten Themen. 

Die EUTOP International GmbH mit Sitz in 
München und Berlin hat eine Tochtergesell- 
schaft in Brüssel und Repräsentanzen in Lon- 
don, Paris, Wien, Peking, Tokyo und New York.

K
le

m
en

s 
Jo

os
In

te
re

ss
en

ve
rt

re
tu

ng
 d

eu
ts

ch
er

 U
nt

er
ne

hm
en

 b
ei

 d
en

 In
st

itu
tio

ne
n 

de
r E

U

D ie Entscheidungsfindung auf euro- 
päischer Ebene ist für viele Unterneh- 

mensverantwortliche immer schwerer zu 
durchschauen: Gerade durch die Einbindung 
von mittlerweile 27 Nationen sind Meinungs- 
bildung und Rechtsetzung der europäischen 
Institutionen hochkomplex und vielschichtig. 
Ihre Konsequenzen spüren Unternehmen und 
Bürger in den EU-Mitgliedstaaten jedoch mit 
steigender Intensität. So gehen rund 80 Pro- 
zent des nationalen Rechts auf europäische 
Richtlinien und Verordnungen zurück; für den 
Bereich des Wirtschaftsrechts liegt der Anteil 
der Vorschriften mit europäischen Wurzeln 
sogar noch höher. 

Welche Konsequenzen muss ein Unterneh- 
men ziehen, will es seine Interessen weiterhin 
in die maßgeblichen Entscheidungsprozes- 
se einbringen? Klemens Joos analysierte 
bereits in seiner im Jahr 1997 veröffentlichten 
Dissertation „Interessenvertretung deutscher 
Unternehmen bei den Institutionen der Eu- 
ropäischen Union“ die Rahmenbedingungen 
und strategischen Optionen effektiven und 
effizienten Lobbyings in Brüssel. Wissen- 
schaftlich fundiert werden Unternehmensver- 
antwortlichen konkrete Lösungen aufgezeigt, 
wie sie die Vertretung der Interessen ihres 
Unternehmens umfassend strukturieren und 
zum Erfolg führen können.



Interessenvertretung deutscher Unternehmen
bei den Institutionen der Europäischen Union



ISBN 3-87061-773-X



Klemens joos

Interessenvertretung deutscher Unternehmen
bei den Institutionen der Europäischen Union

Mit Beispielen aus der Versicherungs-, Energie­
und Verkehrssicherheitsbranche

BERLIN VERLAG
Arno Spitz GmbH



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme

Joos, Klemens:
Interessenvertretung deutscher Unternehmen bei den Institutionen
der Europäischen Union: mit Beispielen aus der Versicherungs-,
Energie- und Verkehrssicherheitsbranche / Klemens Joos. -
Berlin : Berlin Verl. A. Spitz, 1998

Zug!.: München, Univ., Diss., 1997
ISBN 3-87061-773-X Gb.

© 1998

BERLIN VERLAG Arno Spitz GmbH
Pacelliallee 5 • 14195 Berlin



Meiner Frau Manuela und meiner Familie





Danksagung

Zahlreiche Personen haben durch Gespräche, Ratschläge und Unterstüt­
zung die Entstehung dieses Buches erst möglich gemacht. Dafür möchte ich
mich ganz herzlich bedanken.

Mein ganz besonderer Dank gilt meinem Doktorvater Professor Reiten, der
mich mit seinem Rat auf dem Weg zur Vollendung dieser Arbeit begleitet
hat und durch einen regen und fruchtbaren Gedankenaustausch so manches
Mal Motor meines wissenschaftlichen Fortschritts geworden ist. Ohne ihn
wäre dieses Buch nie entstanden.

Auch möchte ich mich herzlich bei all den Personen aus Politik, Verwaltung
und Wirtschaft bedanken, die im Rahmen des empirischen Teils dieser Ar­
beit bereit gewesen sind, trotz der großen Sensibilität des Themas aufmeine
umfangreichen Fragen zu antworten und die damit eine wertvolle Grund­
lage für meine theoretischen Überlegungen geschaffen haben. Dies war für
meine Arbeit umso bedeutungsvoller, als eine wissenschaftliche Aufarbei­
tung des Themas »Interessenvertretung« in der vorliegenden Weise bisher
nicht existiert und ich somit nur sehr bedingt auf vorhandene wissenschaft­
liche Literatur zurückgreifen konnte. Zahlreiche Angaben wurden mir nur
unter Zusicherung der Anonymität gemacht. Die Betreffenden wissen je­
doch, daß mein Dank ihnen gilt.

Abschließend möchte ich Herrn Ass. iur. Bemd Keßler für seinen juristi­
schen Beistand danken. Herrn Matthias Pawlik danke ich für seine organi­
satorische Unterstützung.

München, September 1997 Klemens Joos

7



j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j

j



Vorwort

Die Trennung der Wirtschaftswissenschaften in Volkswirtschaftslehre und
Betriebswirtschaftslehre hat wesentlich dazu beigetragen, daß die volks­
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in der Betriebswirtschaftslehre als
Datum betrachtet wurden und daß alle betriebswirtschaftlichen Überlegun­
gen zur Optimierung der Wirtschaftlichkeit und Rentabilität von Betriebs­
prozessen innerhalb dieser Gegebenheiten stattfinden. Die bestehende
Wirtschaftsordnung und die daraus resultierende Organisation von Unter­
nehmen und Märkten wurde nicht in Frage gestellt. Erst im Rahmen der
neueren Institutionenökonomik wurde überhaupt die gegenseitige Abhän­
gigkeit von Unternehmen und Institutionen diskutiert. Unternehmen und
Märkte werden als im Wettbewerb stehende Koordinationsmechanismen
gesehen.

Die Liberalisierung der Märkte sowie die Internationalisierung der Unter­
nehmen und die »Globalisierung der Wirtschaft« hat die klassische, mei­
stens ressourcenintendierte oder produktionsbezogene Frage nach dem ge­
eigneten regionalen Standort zur allgemeinen nationalen Standortdebatte
reifen lassen. Im internationalen Wettbewerb spielen die nationalen bzw.
europäischen Rahmenbedingungen der Institutionen deshalb eine so wich­
tige Rolle, weil erst unter Umständen die Gründung von Betriebsstätten im
Ausland oder der Zukauf von ausländischen Unternehmen die Existenz der
heimischen Unternehmen sichert.

Viel zu wenig wird in der Mikrotheorie und in der Betriebswirtschaftslehre
darüber nachgedacht, wie die institutionellen Rahmenbedingungen der Un­
ternehmen zu ändern wären, um die nationale Wirtschaft international wett­
bewerbsfähiger zu machen und wie diese theoretischen Ergebnisse bei der
Legislative eingebracht werden könnten. Statt dessen resignieren die mei­
sten Unternehmen, halten die Rahmenbedingungen für unabänderlich, pas­
sen ihre Organisation an die internationalen Marktbedingungen an, statt
daß sie versuchen, die nationalen und europäischen Rahmenbedingungen
mitzubestimmen.

Vermutlich hat Lobbyismus in Deutschland im Gegensatz zu den USA ein
so schlechtes Image, daß man sich nicht offen zu dieser Form der Interes­
senvertretung bekennt. Andererseits benötigt die Legislative in einer immer
differenzierter werdenden Ökonomie Informationen über Produktionspro­
zesse und Dienstleistungsdetails. Die Betriebswirtschaftslehre muß sich
deshalb nicht nur mit dem Problem der Kundenkommunikation befassen,
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sondern darüber hinaus auch verstärkt um die Kommunikation mit der Le­
gislative bemühen. Ein erster Ansatz zur Strukturierung von Interessenver­
tretungen wird in der vorliegenden Monographie versucht.

Elmar Helten
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1. Einleitung

1.1. Forschungsziel

Bereits 1989 erklärte der damalige Präsident der Europäischen Kommis­
sion, Jacques Delors, »daß in Zukunft achtzig Prozent aller Wirtschaftsge­
setzgebung in Brüssel erfolgen werde.«l Und in der Tat gewinnt die Gesetz­
gebung der Europäischen Union (EU)2 wachsende Bedeutung für das all­
tägliche Leben in den Mitgliedstaaten. Dies wird spätestens seit Vollendung
des europäischen Binnenmarktes mit seinem freien Waren-, Personen-,
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr im Januar 1993 immer mehr Men­
schen bewußt. Wenngleich auch nur langsam voranschreitend, so befindet
sich die EU in einem stetigen Prozeß der Veränderung und Erneuerung. Zu­
letzt ist dies durch den einschneidenden Schritt des Maastricht-Vertrages
geschehen, der am 01. November 1993 in Kraft trat. Doch bereits 1996 be­
riefen die Mitgliedstaaten der EU eine Regierungskonferenz ein, die über
eine Fortentwicklung des Maastricht-Vertrages und der EU beriet. Die Be­
ratungsergebnisse bildeten die Grundlage für die Beschlüsse des Europäi­
schen Rates der Staats- und Regierungschefs zur Reform des EU-Vertrages
bei ihrem Treffen in Amsterdam 1997. Die Dynamik dieses stetig an­
schwellenden und beständig sich wandelnden Gebildes >EU< ist augen­
scheinlich. Und so boomt in Brüssel seit 1985, als zum erstenmal mit einem
Weißbuch ernsthaft über einen europäischen Binnenmarkt mit allen seinen
Folgen für das wirtschaftliche und soziale Leben in den einzelnen Mitglied­
staaten gesprochen wurde, der Berufszweig, dessen Wertschöpfung darin
besteht, die Interessen anderer bei den neuen Macht- und Entscheidungs­
trägern der EU zu vertreten: das Lobbyistengewerbe.3

Im Hinblick auf die enorme Gestaltungsmacht der EU im Bereich der Wirt­
schaftsgesetzgebung verfolgt die vorliegende Arbeit das Ziel, das bisher
von der wissenschaftlichen Beobachtung und Erörterung fast unberührte
Gebiet der Interessenvertretung von Unternehmen bei den Institutionen der
EU insbesondere hinsichtlich der dabei für die unternehmerische Praxis be­
deutsamen Fragen der Ansatzmöglichkeiten und der einsetzbaren Instru­
mente zu erschließen. Hier besteht großer wissenschaftlicher Handlungs-

1 Triesch, G. und Ockenfels, W.: Interessenverbände in Deutschland: Ihr Einfluß in
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, München u.a. 1995, S. 158.

2 Im Rahmen dieser Arbeit kann der Ausdruck >EU< auch in der retrospektiven Be­
trachtung für die >Vorläufer< der heutigen EU verwendet werden.

3 Vgl. o.V.: Lobbying inBrüssel, in: NATI-EURO SPECIAL Nr. 13, Oktober/Novem­
ber 1995, S. 23.
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bedarf. Ein kleines, fast anekdotenhaftes Beispiel soll dies belegen: Bei den
ersten Recherchearbeiten zu dieser Arbeit in der Bayerischen Staatsbiblio­
thek konnten unter ca. sieben Millionen Publikationen kaum mehr als 100
gefunden werden, die sich mit dem Thema Interessenvertretung bzw. - um
den synonymen englischen Begriff zu gebrauchen - Lobbying beschäfti­
gen. Vielen dieser Werke fehlt es jedoch an einem wissenschaftlichen An­
satz4 oder sie sind ausschließlich theoretisch orientiert und damit für die
unternehmerische Praxis kaum verwertbar5 oder sie befassen sich nicht ein­
gehend mit dem Forschungsgegenstand der vorliegenden Arbeit, der Inter­
essenvertretung deutscher Unternehmen bei den Institutionen der EU.6 Mit
dieser Arbeit soll daher ein wissenschaftlicher Grundstein für weitere For­
schungsarbeiten in diesem Bereich gelegt werden, der seinen Schwerpunkt
in der theoriegeleiteten Erarbeitung von handlungsorientierten Interessen­
vertretungsansätzen sieht.7

Die beabsichtigten Untersuchungen werden aus dem Blickwinkel bundes­
deutseher privater Unternehmens heraus durchgeführt. Denn viele der in
dieser Arbeit behandelten Punkte müssen je nach dem nationalen Aus­
gangspunkt differenziert betrachtet werden. So verfügen beispielsweise
Unternehmen verschiedenster Branchen aus den Mitgliedstaaten nicht über
eine einheitlich dichte und spezialisierte Verbändestruktur aufeuropäischer
Ebene. Darüber hinaus eröffnet z.B. der föderale Aufbau der Bundesrepu­
blik Deutschland einem hier ansässigen Unternehmen grundsätzlich andere
Ansatzmöglichkeiten einer Interessenvertretung als dies etwa für eine
Firma aus einem zentralistisch aufgebauten Staat der Fall ist. 9 Eine diesbe­
zügliche Eingrenzung des Themenbereichs ist also erforderlich, da eine Be-

4 Siehe Farnei, F. J.: Am richtigen Hebel: Strategie und Taktik des Lobbying, Lands­
berg/Lech 1994, S. Ilff.

5 Siehe Potters, J.: Lobbying and pressure: theory and experiments, in: Tinbergen In­
stitute Research Series, Bd. 36, o. O. 1992, S. 39ff.

6 Siehe Strauch, M.: Lobbying - die Kunst des Einwirkens, in: Strauch, M. (Hrsg.),
Lobbying: Wirtschaft und Politik im Wechselspiel, Frankfurt a.M. u.a. 1993, S. 17ff.

7 Aus diesem Grund wurden im Rahmen der vorliegenden Arbeit entsprechende Ver­
öffentlichungen aus den Bereichen der Politikwissenschaften, Soziologie und Or­
ganisationspsychologie nur sekundär berücksichtigt. Diese Arbeit kann eine Grund­
lage für vertiefende wissenschaftliche Forschungen in den eben aufgeführten Dis­
ziplinen sein.

g Unter dem Begriff >Unternehmen< werden im Sinne dieser Arbeit grundsätzlich pri­
vate Unternehmen, d.h. Unternehmen, an denen die öffentliche Hand in keinerlei
Weise beteiligt ist, verstanden. Zur genaueren Begriffserläuterung siehe Kapitel 1.2.

9 Ein bundesdeutsches Unternehmen hat beispielsweise die Möglichkeit,· sich an die
Brüsseler Vertretungen der deutschen Bundesländer um Hilfe oder Vermittlung zu
wenden. Eine ähnliche Möglichkeit besteht für ein Unternehmen aus einem zentra­
listisch aufgebauten Staat nicht.
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arbeitung des Themas aus gesamteuropäischer Sicht den Rahmen dieser
Monographie sprengen würde.

Für diese Arbeit wurden zahlreiche Stellen in den Institutionen der EU so­
wie Vertreter der Wirtschaft zur Interessenvertretung befragt. Dabei war es
wegen der großen Sensibilität der Thematik außerordentlich schwierig,
selbst unter Zusicherung der Anonymität schriftliche Aussagen zu erhalten.
Ohne die Unterstützung namhafter Persönlichkeiten aus Politik, Wissen­
schaft, Verwaltung und Wirtschaft wäre selbst der nur geringe empirische
Teil dieser Arbeit nicht möglich gewesen. 10

Zunächst soll die Formulierung der definitorischen Grundlagen und ein
kurzer skizzenhafter Einblick in den kontextuellen Rahmen der Thematik
sowie die wissenschaftliche Einordnung erfolgen. Anschließend soll als
Ausgangspunkt der Überlegungen zu einer adäquaten Interessenvertretung
auf der Ebene der EU der historische Hintergrund und die sich abzeich­
nende zukünftige Entwicklung der Institutionen der EU und der damit ver­
bundene Wandel der Rahmenbedingungen europäischer Macht- und Ent­
scheidungsstrukturen untersucht werden. Damit schließt die Einführung in
die essentiellen thematischen und wissenschaftlichen Grundlagen ab.

Daraufhin werden gemäß des erarbeiteten organisationswissenschaftlichen
Ansatzes die determinierenden Variablen eines noch aufzuzeigenden Orga­
nisations- bzw. Strukturierungsproblems einer Interessenvertretung isoliert
untersucht. 11

Nachdem damit die relevanten Determinanten einer Interessenvertretung
theoretisch erörtert worden sind, soll daraufhin eine Bewertung der heraus­
gearbeiteten Möglichkeiten der Strukturierung einer Interessenvertretung
sowohl unter qualitativen wie auch unter quantitativen Gesichtspunkten
vorgenommen werden. Ziel ist es dabei, die erarbeiteten Lösungsvor­
schläge des Organisations- bzw. Strukturierungsproblems durch eine qua­
litative und quantitative Evaluierung zu überprüfen. Hieraus ergibt sich als
wissenschaftliches Ergebnis der Arbeit ein branchenneutrales Gesamtmo­
dell für die Strukturierung einer effektiven und effizienten Interessenvertre­
tung bei den Institutionen der EU. Im darauffolgenden Abschnitt sollen an­
hand konkreter Fallbeispiele dreier bundesdeutscher Unternehmen aus der
Versicherungs-, Energie- und Verkehrssicherheitsbranche derzeit verwirk­
lichte Interessenvertretungsansätze aufgezeigt und mit dem zuvor erarbei­
teten Modell konfrontiert werden.

10 Daher möchte sich der Verfasser an dieser Stelle für die große Unterstützung be­
danken, die diese Arbeit in der vorliegenden Fassung überhaupt erst ennöglicht hat.

11 Dies sind die Variablen Institutionen, Ziele und Instrumente.
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1.2. Begriffserläuterungen

Nunmehr müssen einige Begriffe, wie sie im Sinne dieser Arbeit Verwen­
dung finden, erläutert und abgegrenzt werden.

Unter dem Begriff >Unternehmen< im Sinne dieser Arbeit sind grundsätz­
lich nicht öffentlich-rechtliche Unternehmen zu verstehen. 12 Eine klare Ab­
grenzung zu diesen muß vorgenommen werden, da diese eine Vertretung ih­
rer Interessen zumeist exklusiv über öffentliche Vertretungsorgane13 reali­
sieren und folglich die meisten Aspekte einer Interessenvertretung, die
diese Arbeit untersuchen will, für sie grundsätzlich nicht von Belang sind.

Desweiteren bedarf der Begriff >Interessenvertretung< einer genauen Klä­
rung. Er steht in dieser Arbeit synonym für >Lobbying< in einem positiven
Sinn. Es gibt jedoch zahlreiche weitere Begriffe, die in der Literatur für In­
teressenvertretung im weitesten Sinne Verwendung gefunden haben. Sie
reichen von bargaining14 über collective action15 und power tactics 16 bis hin
zu bribery.17 Im Sinne dieser Arbeit wird Interessenvertretung jedoch nur
mit Lobbying umschrieben werden. Es gibt viele unterschiedliche Auffas­
sungen darüber, wie dieser Begriff zu fassen ist. Die wichtigsten von ihnen
sollen hier dargestellt werden.

In der einfachen Sprache eines Englisch-Wörterbuchs könnte man »Lobby­
ing« als eine »Beeinflussung von Abgeordneten (durch Lobbies)«18 über­
setzen. Das wäre jedoch bei weitem zu kurz gegriffen. Ein knapper Blick
auf die Geschichte des Begriffs kann hier weiteren Aufschluß geben. Das
Wort »Lobbying« selbst wird zurückgeführt auf den amerikanischen Präsi­
denten und Bürgerkriegsgeneral Grant am Ende des 19. Jahrhunderts. Nach
einem Brand, der das erste Weiße Haus zerstört hatte, wohnte er in einem
Hotel und klagte über die zahlreichen Interessenvertreter, die in der Lobby
des Hauses auf ihn warteten, um ihn für ihre Zwecke zu beeinflussen. Das
Wort ist ein stehender Begriff geworden. 19

12 Zu den öffentlich-rechtlichen Unternehmen gehören auch Kapitalgesellschaften, an
denen Körperschaften des öffentlichen Rechts beteiligt sind.

13 Für öffentlich-rechtliche Unternehmen in Bayern: Beispielsweise die Vertretung des
Freistaates Bayern bei den Institutionen der EU.

14 Siehe Johanson, L.: The bargaining society and the inefficiency of bargaining, Ky­
klos, Bd. 32, 1979, S. 497ff.

15 Siehe Olson, M.: The logic of collective action, Cambridge (Mass.), 1965.
16 Siehe Michener, H. und Suchner, R.: The tactical use of social power, in: Tedeshi,

J. (Hrsg.), The social influence processes, Chicago 1972.
17 Siehe Rose-Ackennan, S.: Corruption, New York 1978.
18 Terrell, P. u. a.: Pons Collins Deutsch-Englisch/Englisch-Deutsch Grosswörterbuch,

2. Auflage, Stuttgart 1991, S. 394.
19 Vgl. Farnei, F. J.: Am richtigen Hebel: a.a.O., S. 19.
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Seinen Ursprung hat das »Lobbying« jedoch bereits viel früher: Schon im
Altertum war die Interessenvertretung durch geeignete Instrumente be­
kannt und geht auf Traditionen der griechischen Kultur zurück.2o Die heute
auch in Europa herrschende Art der Interessenvertretung läßt sich jedoch
am besten aus der amerikanischen Denkart heraus erklären. »Das Ord­
nungsprinzip der Vereinigten Staaten ist die Interessenvertretung und die
Ausgewogenheit von Exekutive, Legislative und Judikative; dabei wird zu­
gleich das Recht garantiert, auch solche Interessen geltend zu machen und
bei der Erarbeitung von Gesetzesvorlagen einzubringen, die von der Regie­
rung nicht vertreten werden.«21 Mithin geht man sogar soweit, das Institut
der Interessenvertretung als »eine der Säulen amerikanischer Demokra­
tie«22 zu bezeichnen. Im Gegensatz zu US-amerikanischen Gepflogenhei­
ten ist es in der alten Welt jedoch weitgehend unüblich und wird es als sehr
negativ angesehen, auf die Vertreter der Judikative im Rahmen einer Inter­
essenvertretung einzuwirken. Gerichte müssen nun einmal unabhängig
sein, und jeder Versuch der Vertretung von Interessen über das normale
und - insbesondere in der Bundesrepublik Deutschland - an strikte Verhal­
tensregeln gebundene anwaltliehe Tätigwerden hinaus wird als Manipula­
tion geächtet. Diese Möglichkeit der Interessenvertretung wird daher im
Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht berücksichtigt werden.

Aus den oben stehenden kurzen Ausführungen über die Entstehungs­
geschichte des Lobbying wird bereits deutlich, daß eine Vertretung von In­
teressen bei politischen wie administrativen Entscheidungsträgern, wie sie
- in enger Anlehnung an das amerikanische Vorbild, ausgenommen den ju­
dikativen Bereich - in der EU betrieben wird, eine durchweg seriöse und
positive Möglichkeit darstellt, Informationen von Unternehmerseite, Fach­
leuten und Betroffenen direkt an die zuständigen Entscheidungsträger in
Brüssel heranzutragen, die diese dann nach bestem Wissen und Gewissen
in ihrem Entscheidungsprozeß berücksichtigen können. In der Literatur
wird daher bisweilen auch von »informational lobbying«23 gesprochen.
Dies führt zu einer anderen knappen Definition: »Lobbying ist ... das Ein­
wirken auf Entscheidungsträger und Entscheidungsprozesse durch präzise
Information.«24 Daß dies von Seiten der verantwortlichen Politiker und
Beamten ebenso positiv bewertet wird, spiegelt sich deutlich am Beispiel
eines Beamten der Europäischen Kommission, Generaldirektion XV, wi­
der, der anläßlich eines Workshops zur betrieblichen Altersversorgung in
Brüssel am 05. Dezember 1995, an dem Vertreter eines international täti­
gen Versicherungsunternehmens, von Politik und EU-Verwaltung teilnah-

20 Vgl. ebenda, S. 19.
21 Ebenda, S. 20.
22 Ebenda, S. 19.
23 Potters, J.: a.a.O., S. 36.
24 Strauch, M.: Lobbying - die Kunst ... , a.a.O., S. 19.
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men, erklärte: »Wir sind sehr froh, mit Vertretern aus der Praxis der Asse­
kuranz direkt in Kontakt treten zu können und so die Probleme und Anlie­
gen der deutschen Wirtschaft schon in der Vorbereitungsphase einer mög­
lichen Richtlinie zu hören. Die Lobbyisten aus anderen EU-Nationen ha­
ben ihre Vorstellungen bereits vor langer Zeit dezidiert vorgetragen. Wir
haben schon darauf gewartet, daß die deutsche Wirtschaft sich ähnlich be­
wegt und sind dankbar für diese Informationen.«25 Der Hintergrund eines
solchen Satzes bedarf einer näheren Betrachtung. Bei der Ausarbeitung
von Gesetzesentwürfen auf der Bundes- oder Landesebene in Deutschland
können die zuständigen Beamten auf eine sehr große Ministerialbürokratie
mit einem solide fundierten Fachwissen zurückgreifen. Dieser ministeri­
elle Unterbau zur Erarbeitung von Richtlinien fehlt in Brüssel. Die dorti­
gen Beamten müssen Richtlinienentwürfe, die einmal europaweit Geltung
erlangen sollen, zumeist ohne den erforderlichen Stab an Fachleuten erar­
beiten. Dies läßt sich mit einfachen Zahlen belegen: In der EU-Kommis­
sion sind ca. 15.500 Personen beschäftigt. Betrachtet man diese Zahl im
Verhältnis zur Bevölkerungszahl, dann dürften in der bayerischen Landes­
hauptstadt München gerade 44 Beamte und Bedienstete in der Kommunal­
verwaltung beschäftigt sein.26 Damit sind die EU-Beamten auf Lobbyisten,
die sie mit wertvollen Informationen aus der unternehmerischen Praxis in
den Mitgliedstaaten versorgen, beinahe angewiesen, wenn sie den Politi­
kern realistische Entscheidungsentwürfe unterbreiten wollen.27 Interessen­
vertretung dient in diesem Sinne auch dazu, wie es EU-Kommissar Martin
Bangemann ausdrückt, »Reibungsverluste und leistungshemmende Kon­
flikte zwischen Staat, Wirtschaft ( ... ) möglichst zu vermeiden, Koopera­
tion ist somit ein Beitrag zu einer effizienteren Politik.«28

Interessenvertretung im Sinne dieser Arbeit umfaßt aber nicht nur die Mög­
lichkeit, Entscheidungen von Politikern und Beamten durch gezielte Infor­
mationsgabe mitzugestalten. Diesem Bereich geht ein anderer zwingend
voraus. Um in welcher Weise auch immer am Entscheidungsprozeß mitwir­
ken zu können, bedarf es zunächst eigener Information über aktuelle Pro­
zesse, langfristige Entwicklungen und die zuständigen Entscheidungsträ­
ger. Daher ist unter dem Begriff Interessenvertretung als unabdingbarer Be-

25 Eine schriftliche Bestätigung des Beamten über die Richtigkeit des Zitats ist in An­
hang B 1 beigefügt. Eine Einladung zu diesem Workshop ist in Anhang B 2 beige­
fügt.

26 Vgl. Grupp, C. D.: EUROPA 2000: Die Europäische Union der fünfzehn Staaten,
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), 4. Auflage, Bonn 1996,
S.69.

27 Siehe o. V.: Mehr deutsche Rechtsanwälte in Brüssel tätig, in: FAZ vom 02.08.1997,
S.14.

28 Bangemann, M.: Mut zum Dialog. Wege zu einer europäischen Industriepolitik,
Bonn 1992, S. 161.
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standteil auch die Beschaffung, Selektion und Auswertung von Informatio­
nen, die ein Unternehmen unmittelbar oder mittelbar betreffen und bei rich­
tiger Nutzung zu einem Wettbewerbsvorteil führen können, zu verstehen.
Hierunter können insbesondere auf der in der vorliegenden Arbeit unter­
suchten Ebene der EU unter anderem die unternehmensbezogenen allge­
meinen innen- und außenpolitischen Entscheidungen sowie bestimmte
Rechtsetzungsverfahren und Förderprogramme fallen.

Somit wird für den Begriff >Interessenvertretung< im Sinne der vorliegen­
den Arbeit folgende Definition aufgestellt:

Interessenvertretung ist erstens die Beschaffung, Selektion und Auswer­
tung von Informationen, die für das vertretene Unternehmen zu einem
Wettbewerbsvorteil führen bzw. einen Wettbewerbsnachteil verhindern
können; zweitens das direkte oder indirekte Einwirken eines Unternehmens
auf politische und / oder administrative Entscheidungsträger29 vermittels
Information mit deIn Ziel, Wettbewerbsvorteile zu erreichen bzw. -nach­
teile abzuwenden. Interessenvertretung ist von einem dynamischen Struk­
turmerkmal gekennzeichnet. Sie ist ein fortschreitender Prozeß, zumal sie
erstens auf persönlichen Kontakten zu den betreffenden Entscheidungsträ­
gern basiert und dadurch mit fortschreitender Kultivierung und zunehmen­
der Intensivierung dieser Bekanntschaften mehr an Informationsgehalt und
Einflußkraft gewinnen kann, zweitens sich die personellen Gegebenheiten
in den Institutionen durch häufige Versetzungen von Beamten bzw. Neu­
wahlen von Abgeordneten fortlaufend verändern und drittens das institutio­
nelle Gefüge der EU auch in absehbarer Zukunft weiteren möglicherweise
grundlegenden Wandlungen unterworfen bleiben wird.3o

Vereinfacht läßt sich diese Definition auch in einer knappen veranschauli­
chenden Formel von Patrice Allain-Dupre zur Findung bzw. zur Beeinflus­
sung von Entscheidungen ausdrücken: 31

E=I(t)+x

Dabei steht E für die Entscheidung, die dem Unternehmen durch die Infor­
mation I ermöglicht bzw. bei den Entscheidungsträgern der EU durch I be­
einflußt wird. Die Variable I ist abhängig von der Zeit 1. Hinzu kommt noch
ein Unsicherheitsfaktor x. Wenngleich sich aus dieser Formel mathema­
tisch betrachtet keine direkte Abhängigkeit der Variable I von x ergibt, so
ist dennoch auch bei der Information ein Unsicherheitsfaktor gegeben. Die

29 Dies können beispielsweise Abgeordnete des EP und Beamte sein.
30 Siehe Kapitel 6.
31 Patrice Allain-Dupre lehrt und forscht an der Ecole Polytechnique in Paris und gilt

als Experte auf dem Gebiet des Lobbying. Zur Formel siehe Allain-Dupre, P.: Les
modeles de la communication de l'entreprise, in: La Documentation Fran9aise No.
258, 1992, S. 36.
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Information I könnte beispielsweise aufgrund eines Irrtums falsch angege­
ben werden. Diese faktische Abhängigkeit der Information I von der Unsi­
cherheit x kann jedoch vernachlässigt werden, da E als Ergebnis der Formel
von I, t und x gleichermaßen abhängt und dies schließlich das relevante Ziel
der Betrachtungen darstellt. Die Variablen t und x dagegen sind unabhän­
gig. Sie werden von den Umständen des konkreten Falles, also von außen
bestimmt. Im Idealfall von Allain-Dupres Formel ist E=I, sind t und x
gleich null. Dies könnte grundsätzlich eine sofortige, von jeder telnporären
Verzögerung befreite eigene Entscheidung bzw. Einflußnahme auf eine
fremde Entscheidung auf der Grundlage einer absoluten unendlichen Infor­
mation ohne eine weitere Unsicherheit, wie beispielsweise einen Irrtum
oder Übermittlungsfehler, bedeuten. In diesem Idealfall wäre eine Interes­
senvertretung nicht notwendig.

Kritisch anzumerken ist jedoch, daß die Annahme, E sei gleich I, aufgrund
von Indifferenzen des Parameters I nicht haltbar ist. Darüber hinaus ist in
Allain-Dupres Formel die Art der Zeitabhängigkeit der Information nicht
spezifiziert und die Unsicherheit mit der Inforlnation positiv statt negativ
verbunden. Folgt man der Forlnellnathematisch logisch, so ist sie folglich
inkorrekt. Denn wenn t gleich null ist, wäre auch I gleich null. Dies würde
im eigentlichen Idealfall dazu führen, daß eine Entscheidung überhaupt
nicht stattfindet, da die zugrundeliegende Information gleich null ist. Es ist
also nicht deutlich, was der Zeitfaktor t in Allain-Dupres Formel exakt be­
inhaltet. Aufgrund dieser offenen Fragen kann die Gleichung von Allain­
Dupre nicht als erklärende Formel herangezogen werden, sondern soll in
der vorliegenden Arbeit vielmehr lediglich dazu dienen, an relevanten Stel­
len die triviale Tatsache knapp zu veranschaulichen, daß zur Entschei­
dungsfindung die Unsicherheit möglichst reduziert werden muß und die In­
formation dazu möglichst schnell und umfassend beschafft werden sollte.

In dieser Arbeit finden die Begriffe Ziele, Institutionen und Instrumente als
determinierende Variablen eines noch zu erläuternden Organisations- und
Strukturierungsproblems einer Interessenvertretung Verwendung.32 Diese
sind dahingehend zu verstehen, daß die Lösung dieses Organisationspro­
blems von der jeweiligen Konfiguration der Ziele, Institutionen und Instru­
mente abhängt, ergo von ihr determiniert wird.

Im Rahmen dieser Arbeit wird ein einheitlicher Zielbegriff verwendet. Im
Interesse der Entwicklung eines branchenneutralen theoretischen Gesamt­
modells zur Strukturierung einer effektiven und effizienten Interessenver­
tretung kann und muß grundsätzlich auf eine Bestimmung des konkreten

32 Vgl. Hill, W., Fehlbaum, R. und Ulrich, P.: Organisationslehre, Bd. 1: Ziele, Instru­
mente und Bedingungen der Organisation sozialer Systeme, Bern u.a. 1989, S. 27ff.
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Zielinhalts,33 der zeitlichen Begrenzung des Ziels sowie des Ausmaßes der
Zielerreichung eines Unternehmens verzichtet werden.34

Der Begriff Instrumente wird in den jeweiligen Zusammenhängen differen­
ziert gefaßt. Hierbei soll zwischen strukturellen und prozessualen Instru­
menten unterschieden werden. Unter einem strukturellen Instrument wird
in der vorliegenden Arbeit eine organisatorisch-strukturelle Voraussetzung
einer Interessenvertretung35 verstanden. Als prozessual ist ein Instrument
inl Sinne dieser Arbeit dann aufzufassen, wenn es als konkretes und prak­
tisch durchführbares Mittel zur Erreichung eines Zieles eingesetzt werden
kann.36

Der Begriff Institutionen findet im Rahmen dieser Arbeit in besonderem
Sinne Verwendung als Sammelbegriff für die legislativen und exekutiven
Einrichtungen der EU.37 Als determinierende Variable des oben angespro­
chenen Organisations- und Strukturierungsproblems impliziert er darüber
hinaus auch die Gesetzesnormen, die von den EU-Institutionen geschaffen
werden.

1.3. Wandel der Rahmenbedingungen

Die Möglichkeiten einer Interessenvertretung sind stets abhängig von den
wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Gegebenheiten eines
Landes und der jeweiligen Zeit. Jedem Wandel insbesondere auf politi­
schem Gebiet muß eine Anpassung der Interessenvertretung an die neuen
Macht- u"nd Entscheidungsstrukturen folgen, um wirksam bleiben zu kön­
nen. Solche Veränderungen können etwa den Spielraum für derartige Akti­
vitäten erheblich vergrößern, wenn man beispielsweise nur den Übergang
vom autoritären zum demokratischen Staat und die damit verbundene grö­
ßere Transparenz von Entscheidungen und Vervielfachung von Entschei­
dungsträgern bedenkt.

33 Näheres siehe Kapitel 3.2.1. Für konkrete BeispielsfäIIe siehe Kapitel 5.
34 Siehe Heinen, E.: Industriebetriebslehre als Entscheidungslehre, in: Heinen, E.

(Hrsg.), Industriebetriebslehre: Entscheidungen im Industriebetrieb, 8. Auflage,
Wiesbaden 1985, S. 28.

35 Z.B. Mitgliedschaft in einem Verband oder eigenes Vertretungsbüro des Unterneh­
mens in Bmssel etc.

36 So beispielsweise ein Workshop mit Vertretern aus Wirtschaft, Politik und Admi­
nistration zu einem konkreten Thema.

37 Im umgangssprachlichen Sinne wird der Begriff Institutionen auch für jegliche Ein­
richtungen verwendet, die sich als solche in irgendeiner Form, beispielsweise als
Verband, konstituiert haben.

29



Seit ihrer Gründung vor beinahe einem halben Jahrhundert hat die Bundes­
republik Deutschland und mit ihr die marktwirtschaftlich orientierte Wirt­
schaft zahllose solcher Wandlungen erlebt. Hier seien nur die Gründung der
Montanunion und späteren Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS) 1951, das legendäre )Wirtschaftwunder< und die Wiederherstel­
lung der deutschen Einheit genannt. Die Politik der Bundesrepublik war
von ihren Anfangen an von der Westintegration und dem europäischen Ge­
danken geprägt. Zahlreiche politische, wirtschaftliche und militärische Ab­
kommen stellten schließlich die Weichen für eine Europäische Union.38

Von den oben angesprochenen Veränderungen sollen hier nur einige wenige
näher erörtert werden, die durch ihre Aktualität einerseits die immerwäh­
rende Dynamik dieses Wandlungsprozesses belegen und andererseits durch
ihre unmittelbaren Auswirkungen auf das Gebiet der Interessenvertretung
die Brisanz und die Aktualität dieser Thematik verdeutlichen.

Durch die Entstehung eines europäischen Binnenmarktes am 01. Januar
1993 ist aus dem größten Teil Europas ein wirtschaftlich einheitlicher
Raum geworden. Sowohl durch die zur Verwirklichung des Binnenmarktes
erforderlichen Harmonisierungsmaßnahmen als auch die erneute Auswei­
tung der Aufgabenfelder der Gemeinschaft durch den Maastricht-Vertrag,39

der am 01. November 1993 in Kraft trat, ist die Verwirklichung einer legis­
latorischen europäischen Einheit ein großes Stück voran geschritten. Mit
Blick auf die zukünftige Entwicklung der Gemeinschaft erklärte der dama­
lige Kommissionspräsident Jacques Delors, wie bereits erwähnt, schon
1989, daß bald achtzig Prozent aller Wirtschaftsgesetze in Brüssel gemacht
werden würden. Nach Angaben des Bundesverbandes der Deutschen Indu­
strie (BDI) wird Delors Recht behalten: Bereits in einern Bericht von 1992
wird den europäischen Gesetzgebern ein Anteil von 50 bis 60 Prozent der
Wirtschafts- und Sozialgesetzgebung zugesprochen.4o Daraus erklärt sich
die steigende Notwendigkeit für ein Unternehmen, eine adäquate Interes­
senvertretung auf EU-Ebene zu betreiben.

Mit einer Fläche von rund 3,2 Millionen km2 ist die EU etwa zehnmal so
groß wie Deutschland und hat ein Drittel der Fläche der gesamten USA.
Diese Zahlen legen es nahe, das räumliche Element einer Interessenvertre­
tung näher zu betrachten. Wie bereits ausgeführt, beruhen die Möglichkei­
ten einer Interessenvertretung fast ausschließlich auf persönlichen Kontak-

38 Siehe Weindl, J.: Europäische Gemeinschaft: institutionelles System, Binnenmarkt
sowie Wirtschafts- und Währungsunion auf der Grundlage des Maastrichter Vertra­
ges, 2. Auflage, München 1994, S. Iff.; siehe auch Thiel, E.: Die Europäische Union,
2. Auflage, München 1994, S. 9ff.

39 Z.B. die europäische Wirtschafts- und Währungsunion, gemeinsame Maßnahmen in
den Bereichen Energie, Fremdenverkehr und Verbraucherschutz.

40 Vgl. Triesch, G. und Ockenfels, W.: a.a.O., S. 158.
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ten zu den betreffenden Entscheidungsträgern. Es ist einleuchtend, daß zur
Entstehung solcher Kontakte grundsätzlich persönliche Treffen erforder­
lich sind, bei denen man sich möglichst locker und zwanglos kennenlernen
kann. Auf der regionalen Ebene, durchaus auch auf der Ebene eines Bun­
deslandes, aber kaum noch des Bundes, können solche Kontakte aus Zu­
fallsbekanntschaften oder aber langjährigen Verbindungen, z.B. durch ge­
meinsame Studienzeit an einer der herausragenden Universitäten, entste­
hen. Im ersteren Fall lernt man sich beispielsweise auf Bällen, Empfängen,
Festveranstaltungen oder anderen gesellschaftlichen Ereignissen kennen,
bei denen zumeist Angehörige der verschiedenen Bereiche41 anwesend
sind. Bedingt durch die große Fläche der EU verringert sich die mögliche
Sozialisation durch >gemeinsames Aufwachsen< ebenso wie die Zufallig­
keit von Kontakten. Ein Vergleich mit den USA soll dies verdeutlichen: Ein
Unternehmen von der Westküste, das keine Vertretung in Washington D.C.
als dem Zentrum der Verwaltung und Entscheidungsgewalt hat, besitzt
praktisch keine Möglichkeit, einen einzelnen Beamten eines bestimmten
Referats in einem speziellen Ministerium, der über für das Unternehmen re­
levante, möglicherweise sogar vitale Informationen verfügt, kennenzuler­
nen und einen fruchtbaren Kontakt zu ihm aufzubauen. Denn der Beamte
wird sich in der Regel nicht zufallig auf einen Empfang oder eine Party im
räumlichen Einzugsbereich des Unternehmens mehrere tausend Kilometer
weit weg begeben. Umgekehrt sieht die Situation ähnlich aus: Neben dem
Geschäftsalltag noch mehrere Stunden Anreise für einen Abend in Wa­
shington D.C. in Kauf zu nehmen - noch dazu ohne einen sicheren Erfolg,
zumal eine solche Bekanntschaft nicht erzwungen werden kann - wird für
einen Mitarbeiter des Unternehmensmanagements wohl eher selten eine
realistische Möglichkeit darstellen.

Nun sind die räumlichen Dimensionen in der EU nicht ganz so weitläufig
wie in den USA, aber sie bedingen dieselbe Folge: Zufallige Bekanntschaf­
ten zwischen Unternehmern, Politikern und insbesondere Beamten auf
Ebene der EU sind nicht mehr ausreichend, um durch sie eine adäquate In­
teressenvertretung realisieren zu können. Mehr als früher wird die Profes­
sionalisierung kontinuierlicher politischer wie administrativer Kontakt­
pflege, mithin der Einsatz spezieller Interessenvertretungsinstrumente, nö­
tig werden, wenn Interessen von Unternehmen bei den Institutionen der EU
erfolgreich vertreten werden sollen.

An dieser Stelle ist der Einwand zu erwarten, Interessenvertretung erfolge
ja bereits durch die jeweiligen Verbände, denen ein Unternehmen angehört.
Bis zu einem gewissen Grad ist dieser Gedanke auch nicht unbegründet.
Viele Verbände verfügen über gute Kontakte zu den Brüsseler Entschei-

41 D.h. von Unternehmen, Behörden und aus der Politik.
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dungsträgern und kultivieren sie sorgfältig. Einige von ihnen unterhalten zu
diesem Zweck eigene Verbindungsbüros in der belgischen Hauptstadt.42

Jedoch zeichnet sich gerade beim Verbandswesen ein tiefgreifender Wandel
ab. So sind sich beispielsweise der Hauptverband des Deutschen Einzelhan­
dels (HDE), die Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe
des Einzelhandels (BAG) und der Bundesverband der Filialbetriebe und
Selbstbedienungs-Warenhäuser (BFS) darin einig, daß »die Interessen des
Handels in Bonn und Brüssel nicht immer optimal vertreten werden.«43 Die
Verbände, klassische Interessenvertretungsinstrumente gerade von Indu­
strie und Handel im Nachkriegsdeutschland, sehen sich vor dem Hinter­
grund einer immer rasanteren Globalisierung44 und insbesondere Europäi­
sierung des Marktes einer strukturellen Revolution gegenüber. Aufgrund
der verschiedenen Liberalisierungsbestrebungen, seit 1993 verstärkt durch
einen EU-Binnenmarkt mit 370 Millionen Verbrauchern, driften die Inter­
essen der einzelnen europäischen wie nationalen Unternehmen immer wei­
ter auseinander. Die »nationale Politik ist zunehmend zur Ohnmacht verur­
teilt«.45

Diese zunehmende Heterogenität der Interessenlagen von Unternehmen,
die im gleichen Verband organisiert sind, schränkt die Effektivität der Ver­
bandsarbeit zwangsweise ein. Als Beispiel hierfür kann der in Frankfurt
und Bonn angesiedelte Verband der Automobilindustrie herangezogen wer­
den. »Weil es die Funktionäre nicht schafften, die Interessen von Volkswa­
gen, Ford, Mercedes und BMW rechtzeitig unter eine Haube zu bringen,
verpatzte die Bleifuß-Lobby ihren Aufstand gegen die neue Abgasnorm
Euro 3.«46 In einer Ifo-Umfrage 1996 gab ein Drittel der befragten Unter­
nehmen an, es wäre rentabler für sie, wenn sie ihre Beratungsleistungen bei
einem Consultant frei einkaufen könnten.47 Iln Frühsommer 1996 haben die
sächsischen Metall- und Elektrounternehmen die privatwirtschaftliche Be­
ratungsgesellschaft M&E Consult gegründet, um unabhängig vom Verband
ihre Interessen zu vertreten.48 Einzelne Verbände drohen gar zu zerbrechen,
weil sich ihre Mitgliedsfirmen aufgrund ihrer divergierenden Interessen zu­
rückziehen. Hier sei nur auf die BAG-Kündigung durch die Metro AG und

42 So besitzen beispielsweise der BGW, der GdV sowie der VdTÜV eigene Büros in
Brüssel.

43 O. V.: Deuss und Conradi vollends im Clinch, in: SZ vom 10.01.1997, S. 24.
44 Siehe Ustinov, P.: Who will set the mIes in the battle ofthe dinosaurs?: >Many cor­

porations are becoming more powerful than some governments(, in: The European
vom 26.12.1996/01.01.1997, S. 10.

45 O. V.: Fesseln und Chancen der Globalisiemng, in: SZ vom 20.01.1997, S. 25.
46 Neubacher, A.: Wie Piraten, in: Die Woche vom 15.08.1997, S. 12.
47 Vgl. Weidenfeld, U.: Wütende Proteste, in: Wirtschaftswoche vom 11.07.1996, S.

23.
48 Vgl. ebenda, S. 23.
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den Austritt der Karstadt AG aus dem HDE hingewiesen, in deren Zusam­
menhang Karstadt-Chefund BAG-Präsident Walter Deuss davon sprach, es
sei »eine Neustrukturierung der Verbandslandschaft im Einzelhandel in
Gang gesetzt worden.«49 Auch zwischen den beiden deutschen Spitzenver­
bänden Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BOA)
und dem BOI entwickeln sich ernsthafte Differenzen um eine gemeinsame
Strategie.50

Diese knappen Beispiele sollen genügen, um den Wandel der Rahmenbe­
dingungen im deutschen Verbandswesen darzustellen. 51 Sie zeigen zu­
gleich die dringende Notwendigkeit für ein Unternehmen auf, sich ange­
sichts der besonders durch die grundlegenden und fortdauernden Verände­
rungen der wirtschaftlichen Strukturen in einem einheitlichen EU-Europa
bedingten zunehmenden Heterogenität der verbandsinternen Interessenla­
gen eine verbandsunabhängige Interessenvertretung aufzubauen bzw. dies
zumindest zu prüfen.

1.4. Wissenschaftliche Einordnung

Vor dem Hintergrund, daß sich bei dem Thema Interessenvertretung grund­
sätzlich eine Interdependenz zwischen Politik52 und Wirtschaft feststellen
läßt, wird eine interdisziplinäre Komponente rasch augenscheinlich. Die
Wirtschaftswissenschaften haben bisher die Eigenständigkeit der Wirt­
schaft gegenüber der Politik betont. Deshalb konnten Modelle im abge­
schirmten Raum zu großer Effizienz führen. Sowohl die Neue Politische
Ökonomie (NPÖ) als auch die Ökonomie der Institutionen versuchen dem­
gegenüber, eine breitere Betrachtungsweise in einem neuen interdisziplinä­
ren Ansatz durchzusetzen.

In der Vergangenheit wurden in der Ökonomik Normen und Institutionen
als Regeln menschlichen Verhaltens als ökonolnisch zu erklärende Phäno­
mene nicht berücksichtigt. In der Regel wurden sie lediglich marginal als
exogene Variablen beachtet, eine reale eigenständige Bedeutung wurde ne­
giert. In jüngster Zeit werden jedoch diese Regeln humanen Verhaltens als

49 O. V.: Deuss und Conradi ... , a.a.O., S. 24.
50 Vgl. Daniels, A.: Krach bei den Wirtschaftsverbänden, in: Bundeszentrale für po­

litische Bildung (Hrsg.), Informationen zur politischen Bildung Nr. 253, Bonn 1996,
S.24.

51 Der Vollständigkeit halber soll erwähnt werden, daß sich selbst bei den Gewerk­
schaften ein ähnlicher Wandel wahrnehmen läßt. Vgl. Weidenfeld, U.: Zum letzten
Gefecht, in: Wirtschaftswoche vom 01.05.1997, S. 42ff.; vgl. auch Nolte, B.:
»Streik? Ich bin froh um meinen Job«, in: SZ vom 13.05.1997, S. 33.

52 Der Begriff Politik umfaßt hier auch die öffentliche Verwaltung.
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endogene Variablen und »damit als ökonomisch zu erklärende Größe«53 an­
gesehen.

Im Hinblick auf die Formel E=I(t)+x soll im Rahmen der Arbeit untersucht
werden, wie:

1) Entscheidungen im Unternehmen durch Informationen erst ermöglicht
werden und

2) durch gezielte Informationen an Entscheidungsträger der Institutionen
der EU deren Entscheidungen beeinflußt werden können.

Würde man nun das in der Ökonomik vorherrschende Menschenbild des
homo oeconomicus, den sein früher Kritiker Friedrich Gottl-Ottilienfeld
schon vor mehr als einem halben Jahrhundert als »den Hanswurst im Zirkus
der reinen Theorie«54 bezeichnet hat, zur Erklärung des Entstehens, der
Ausbreitung und des Wandels von Regeln und somit als grundlegendes Ver­
haltensmodell für Entscheidungen heranziehen, so wäre keine Unsicherheit
x vorhanden und eine unendliche Informationstransparenz gege"ben. Die
Entscheidung E wäre dann gleich I. Da der Mensch jedoch in Wirklichkeit
nur über begrenzte kognitive Fähigkeiten verfügt, die ein absolut rationales
Verhalten hindern und er darüber hinaus kulturelle und sonstige Einflüsse
internalisiert hat, an denen sich schließlich auch sein Handeln orientiert,
schließt sich die Arbeit der seit längerem immer heftiger werdenden Kritik
am vorherrschenden Menschenbild des homo oeconomicus an. 55

Die zwölfte Tagung des Symposiums NPÖ hat in besonderer Weise einen
Beitrag zur Erklärung der Entstehung, der Ausbreitung und des Wandels
von Normen und Institutionen geleistet. Bei dieser Tagung wurde einge­
hend nach den Konsequenzen gefragt, die sich »aus der neueren Kritik am
Verhaltensmodell des >homo oeconomicus< für eine neue politische Öko­
nomie von Normen und Institutionen ergeben«.56 Insbesondere Gebhard
Kirchgässner hat juristische Denkmuster in die Perspektive >opportuni­
stisch-rationalen< Verhaltens eingebaut. Dabei kommt er zu dem Schluß,
daß sich bei der Betrachtung der Rolle von Normen und Institutionen im
Rahmen des ökonomischen Verhaltens drei Arten von Regeln unterschei­
den lassen:

53 Schmidtchen, D.: Neue Politische Ökonomie von Normen und Institutionen, in:
Jahrbuch für Neue Politische Ökonomie, Bd. 12, Tübingen 1993, S. 1.

54 Ebenda, S. 2.
55 Vgl. ebenda S. 2. Siehe hierzu Akerlof, G. A.: Procrastination and Obedience, in:

American Economic Review - Papers and Proceedings, Vol. 81 No. 2, 1991, S. 1ff.;
siehe auch Frank, R. H.: Passons within Reason, New York 1988; siehe auch Heiner,
R. A.: The Origin ofPredictable Behavior, in: American Economic Review, Vol. 73,
1983, S. 560ff.; siehe auch Heiner, R. A.: Rule-Govemed Behavior in Evolution and
Human Society, in: Constitutional Political Economy, 0.0. 1990, S. 19ff.

56 Schmidtchen, D.: a.a.O., S. 3.
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1) Gesetzliche Vorschriften,
2) Sanktionsbewehrte gesellschaftliche Regeln (Konventionen) und
3) Entscheidungsregeln (Faustregeln), die sich das Individuum entweder

selbst gibt oder von außen übernimmt, ohne dazu gezwungen zu sein.

Dabei ist offensichtlich, daß das Zustandekommen und die Wirkung der
beiden erstgenannten externen Regeln mit dem ökonomischen Verhaltens­
modell vereinbar ist. Ergänzend tritt hier jedoch die Auffassung Kirch­
gässners hinzu, dies gelte auch für interne Regeln. Seine zentrale Botschaft
ist, daß interne Regeln eine wesentliche Rolle im Konzept rationalen Ver­
haltens spielen.

Sowohl in der Institutionellen Ökonomie57 als auch in der NPÖ58 wird die
Rationalhandlungshypothese durch eine soziologische Theorie menschli­
chen Handeins und Verhaltens substituiert. Der homo oeconomicus wird
durch das wirklichkeitsnähere Konzept des homo behavioralis bzw. des
homo institutionalis59 ersetzt.

Die Variablen t und x in der Formel E=I(t)+x sind somit solche Parameter
der Gleichung geworden, die nicht wie bei Zugrundelegung des homo oeco­
nomicus eliminiert werden können - womit eine Interessenvertretung nicht
notwendig wäre -, sondern im Rahmen eines Näherungsansatzes dem Wert
null approximiert werden müssen. Dadurch ist die Zielsetzung dieser Ar­
beit eindeutig bestimmt. Durch eine adäquate Interessenvertretung muß für
ein Unternehmen mathematisch ausgedrückt eine größtmögliche Approxi­
mation von t und x an null erfolgen:

t,x~ 0

Dieses Näherungsproblem und die damit verbundene Gestaltung bzw.
Strukturierung einer unternehmensspezifischen Interessenvertretung auf
der Grundlage eines branchenneutralen Gesamtmodells zur Strukturierung
einer effektiven und effizienten Interessenvertretung ist die Aufgabe der
vorliegenden Arbeit.

Gemäß der Organisationswissenschaft geschieht die Realisierung der Ap­
proximation durch eine optimale Konfiguration der determinierenden Va­
riablen des Organisationsproblems. Diese Variablen sind neben den Zielen
die Bedingungen und Instrumente einer Interessenvertretung.60

57 Siehe Heidenreich, R.: Ökonomie und Institutionen: eine Rekonstruktion des wirt­
schafts- und sozialwissenschaftlichen Werks von K. W. Kapp, Frankfurt a. M. u. a.
1994, S. 183ff.

58 Siehe Schmidtchen, D.: a.a.O., S. Iff.
59 Vgl. Heidenreich, R.: a.a.O., S. 184.
60 Siehe HiIl, W., Fehlbaum, R. und Ulrich, P.: a.a.O., S. 27ff.
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Abb. 1: Die detenninierenden Variablen des Organisationsproblenls61

Das Organisationsproblem stellt somit die pragmatische Fragestellung der
Organisationslehre dar. Sie umfaßt nach dem allgemeinen entscheidungs­
theoretischen Ansatz drei logische Kategorien von Detenninanten und da­
mit drei Teilprobleme:

1) Nach welchen Zielen muß organisiert werden?
2) Welche Instrumente können zur Zielerreichung eingesetzt werden?
3) Unter welchen im Rahmen des Organisierens nicht beeinflußbaren Be-

dingungen62 muß organisiert werden?63

Während die EU-Institutionen als Bedingungen im Rahmen des Strukturie­
rungsproblems für eine Interessenvertretung exogen, also für das Unterneh­
men von außen bestimmt sind, müssen die Instrumente, die zur Erreichung
der Ziele eingesetzt werden, als endogen betrachtet werden. Die Instru­
mente ergeben sich innerhalb des noch zu erläuternden intennediären Sy­
stems der Interessenvertretung64 und sind somit der Parameter, der im Hin­
blick auf die jeweilige Zielsetzung der Interessenvertretung eines Unter­
nehmens adäquat variiert werden kann.

Die Ziele selbst können im Rahmen des Organisationsproblems sowohl
exogen als auch endogen sein. Exogen sind sie insbesondere dann, wenn
durch eine EU-Institution beispielsweise eine Nonn erlassen werden soll,
die ein unternehmenseigenes Patent außer Kraft setzen würde. In diesem

61 Vgl. ebenda, S. 29.
62 Diese sind im Fall der hier untersuchten Interessenvertretung die Institutionen der

EU.
63 Vgl. Hill, W., Fehlbaum, R. und Ulrich, P.: a.a.O., S. 27.
64 Siehe Kapitel 3.1.

36



Fall wäre die Zielsetzung, nämlich diese Norm für das Unternehmen positiv
zu beeinflussen, exogen gegeben. Endogene Zielsetzungen können die Er­
langung von Fördermitteln für ein geplantes Forschungs- und Entwick­
lungsprojekt eines Unternehmens sein. Branchenübergreifendes Unterneh­
mensziel ist die bestmögliche, d.h. möglichst vollständige Erfüllung der
Unternehmensinteressen. In jedem Fall müssen jedoch zur Erreichung der
Ziele die optimalen Instrumente eingesetzt werden, um die Institutionen im
Hinblick auf die exogenen oder endogenen Ziele zu beeinflussen. Anders
formuliert, müssen durch die bestmögliche Wahl der eingesetzten Instru­
mente die Gleichungsparameter t und x der Entscheidungsformel E=I(t)+x
dem Wert null angenähert werden.

Im Hinblick auf den bereits dargelegten Wandel der Rahmenbedingungen,
unter denen eine Interessenvertretung auf der Ebene der EU gegenwärtig
stattfindet, soll anhand des aufgezeigten organisationswissenschaftlichen
Ansatzes herausgearbeitet werden, welche Möglichkeiten der Interessen­
vertretung es für bundesdeutsche Unternehmen bei den Institutionen der
EU gibt und wie die Interessenvertretung strukturiert werden kann. Dazu
sollen zunächst die Entwicklung der EU und ihrer Institutionen sowie ihr
interinstitutionelles Zusammenspiel im EU-Rechtsetzungsprozeß als Rah­
menbedingungen einer Interessenvertretung betrachtet werden. Anschlie- '
ßend sollen die intrainstitutionellen Ansatzmöglichkeiten untersucht wer­
den.
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2. Institutionen der EU als Rahmenbedingungen
der Interessenvertretung

2.1 Entwicklung des europäischen Binnenmarktes

2.1.1. Von der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl bis zum
Vertrag von Maastricht

In dem großen Trümmerfeld, das der Zweite Weltkrieg in Europa hinterlas­
sen hatte, regte sich angesichts bis dahin nie gekannter Ausmaße der Ver­
wüstung und Zerstörung stärker als nach dem Ersten Weltkrieg der Wille,
durch eine Versöhnung und Zusammenarbeit der Nationen einen dauerhaf­
ten Frieden zu sichern. Dies fand einen ersten Höhepunkt in der Gründung
der Vereinten Nationen 1945. Für einen bestandfähigen Frieden in Europa
war das aber noch nicht ausreichend. Winston Churchill erklärte hierzu
1946 in Zürich: »Es gibt nur ein Heilmittel. Wir müssen eine Art Vereinigte
Staaten von Europa schaffen«.65

Der französische Außenminister Robert Schuman gab schließlich den ent­
scheidenden Anstoß zur Gründung einer Europäischen Gemeinschaft, als er
im Jahr 1950 die Gründung einer Verwaltungsgemeinschaft für die deut­
schen und französischen Montangüter vorschlug. Dem lag der einsichtige
Gedanke zugrunde, daß jemand, der nicht mehr frei über Energie und Stahl
verfügt, auch keinen Krieg mehr erklären kann. Im Jahr 1951 wurde von
den sechs ehemals kriegsbeteiligten Staaten Belgien, Deutschland, Frank­
reich, Italien, Luxemburg und den Niederlanden die Gründung einer Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) beschlossen, die im
Folgejahr ihre Arbeit begann. Der erste Schritt zu einem einheitlichen Eu­
ropa war getan.66

Im Jahr 1955 faßten diese Staaten den Beschluß, den Aufbau Europas zu­
nächst auf wirtschaftlichem Gebiet voranzutreiben. Am 25. März 1957
wurden in Rom die Verträge zur Schaffung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom)
paraphiert. Dies war ein entscheidender Schritt auf dem Weg der europäi­
schen Einigung, denn der EWG-Vertrag bestimmte die Einrichtung eines

65 Reuther, H. und Sandvoß, G.: Europa im Schaubild: Europa wird eins, Bonn 1996,
S.24.

66 Siehe Boden, M.: Europa: eine kleine politische Landeskunde der EU- und der
EFTA-Länder, 2. Auflage, München 1994, S. 9ff.
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Gemeinsamen Marktes und die Angleichung der Wirtschaftspolitik der
Mitgliedstaaten.67 Weitere wegweisende Ziele waren der Abbau der Bin­
nenzölle, einheitliche Tarife im Außenhandel und die Liberalisierung des
Waren,- Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs in der Gemein­
schaft.68 Den sechs Gründerstaaten folgten in den nächsten Jahrzehnten Dä­
nemark, Großbritannien, Irland (alle 1973), Griechenland (1981), Spanien,
Portugal (beide 1986) und schließlich im Jahr 1995 Österreich, Finnland
und Schweden.

Im Jahr 1987 trat die Einheitliche Europäische Akte (EEA) in Kraft. Sie re­
formierte die Gründungsverträge der Europäischen Gemeinschaft (EG)69
und bildete die Grundlage für die Vollendung des europäischen Binnen­
marktes sowie für den Beginn der Europäischen Politischen Zusammenar­
beit. In dieser Akte wurde ein wichtiges Datum festgesetzt und später auch
eingehalten: Die Realisierung der vier Grundfreiheiten sollte bis zum Jah­
resende 1992 erfolgen. Die dazu nötigen Harmonisierungen, d.h. Anglei­
chungen der nationalen Rechtsvorschriften, wurden durch die EEA erheb­
lich erleichtert und viele Vorhaben damit überhaupt ermöglicht. Sie sieht
nämlich bis auf wenige Ausnahmen nur noch eine qualifizierte Mehrheit
anstelle des früheren Einstimmigkeitserfordernisses bei Beschlüssen im
Rat der EU vor. 70

Der leitende Gedanke der europäischen Einigung war und ist die Sicherung
des Friedens durch engste wirtschaftliche Kooperation der Mitgliedstaaten.
Darüber hinaus sollte eine starke politische Einheit das Rückgrat des neuen
Europa bilden. Ein erheblicher Schritt in diese Richtung wurde mit dem
Vertrag von Maastricht, der am 01. November 1993 in Kraft trat, erreicht.
Der Vertrag sieht unter anderem einen vollendeten europäischen Binnen­
markt mit einer Wirtschafts- und Währungsunion, eine Gemeinsame Au­
ßen- und Sicherheitspolitik und eine engere Zusammenarbeit in der Justiz­
und Innenpolitik vor. 71

67 Vgl. Reuther, H. und Sandvoß, G.: a.a.O., S. 25; vgl. auch Presse- und Informati­
onsamt der Bundesregierung (Hrsg.): Europa in 100 Stichworten: von Agrarpolitik
bis Zollunion: Handbuch zur Europa-Politik, Bonn 1996, S. 8f.

68 Diese werden als die vier Grundfreiheiten bezeichnet; vgl. Reuther, H. und Sandvoß,
G.: a.a.O., S. 25.

69 So der Sammelbegriff für EGKS, EWG und Euratom seit Juli 1967, als die exeku­
tiven Organe der drei verschiedenen Gemeinschaften durch den Fusionsvertrag ver­
einigt wurden.

70 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.): a.a.O., S. 45f.; siehe
Läufer, T.: 22 Fragen zu Europa: Europäische Gemeinschaft und Europäisches Par­
lament, Bonn 1990, S. 9ff.

71 Vgl. Vertrag über die Europäische Union (Maastricht-Vertrag), Art. B.
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Abb. 2: Die drei tragenden Säulen der EU72

Somit ist die EU zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein Bund von fünfzehn selb­
ständigen Mitgliedstaaten, die sich zur Zusammenarbeit in verschiedenen
politischen Bereichen verpflichtet haben. In einigen davon73 handeln sie
nur noch gemeinsam und fassen für alle verbindliche Beschlüsse. In ande­
ren Bereichen ist eine enge Zusammenarbeit und ein möglichst weitgehend
aufeinander abgestimmtes Handeln vereinbart worden. 74 In den übrigen
Bereichen entscheidet weiterhin jeder Staat für sich, ist jedoch verpflichtet,
auf die Interessen der anderen Mitglieder der Gemeinschaft Rücksicht zu
nehmen.75

Die hier getroffene Abgrenzung darfjedoch nicht als strenge und akkurate
Trennung der Zuständigkeitsbereiche verstanden werden. Vielmehr ist ein
weiterer Übergang von nationalen zu gemeinschaftlichen Entscheidungsbe­
fugnissen bzw. eine engere Zusammenarbeit im Vertrag von Maastricht vor­
gesehen, aber noch nicht verwirklicht. Es handelt sich hierbei also um einen
Prozeß, der neue Möglichkeiten der Interessenvertretung eröffnet. In die­
sem Sinne sollte ein Unternehmen bedarfsorientiert auf ihn einwirken.

72 Vgl. Reuther, H. und Sandvoß, G.: a.a.O., S. 28.
73 Hierzu zählt beispielsweise das Wettbewerbsrecht.
74 Als Beispiele hierfür seien die bereits erwähnten tragenden Säulen der EU, die Ge­

meinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie die lustiz- und Innenpolitik (Art. B
des Maastricht-Vertrages), genannt.

75 Vgl. Reuther, H. und Sandvoß, G.: a.a.O., S. 27.
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2.1.2. Entwicklung und Aufgaben der wichtigsten Institutionen der EU

2.1.2.1. Rat der Europäischen Union

Der Rat der EU stellt das zentrale Beschluß- und Lenkungsorgan der Ge­
meinschaft dar. Bis zum Inkrafttreten des Vertrages von Maastricht am 01.
November 1993 war er alleiniges gesetzgebendes Organ der EG. Zwar be­
saß das Europäische Parlament (EP) einige Mitwirkungsmöglichkeiten im
Rechtsetzungsprozeß, jedoch konnte der Rat schließlich auch gegen den
Willen der Volksvertretung entscheiden.76 Wenngleich sich die gesetzgebe­
rische Macht ein gutes Stück zugunsten des Parlaments verschoben hat, ist
die Stellung des Rates immer noch sehr stark.

Der Rat der EU, der auch Ministerrat genannt wird, setzt sich je nach Be­
ratungsgegenstand aus den jeweiligen Ressort-Ministern der Mitgliedstaa­
ten zusammen. Sie entscheiden, wie die für ihr spezifisches Aufgabenge­
biet in den Gemeinschaftsverträgen gesteckten Ziele bzw. Rahmenbedin­
gungen erreicht bzw. ausgefüllt werden sollen. Der Rat verabschiedet als
legislatives Organ die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, wobei die
EU-Kommission durch ihr alleiniges Initiativrecht und das EP im Rahmen
seiner Befugnisse beteiligt sind.

Der Rat hat insbesondere die Aufgabe, die Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten zu koordinieren. Er »erfüllt eine bedeutsame Vermittlungs­
funktion von der EG in die mitgliedstaatlichen Exekutiven, in die jeweilige
politische Mehrheit und die innerstaatlichen Bürokratien. Ohne dieses In­
einandergreifen staatlicher und gemeinschaftlicher Willensbildung wäre
die politische Durchsetzbarkeit gemeinschaftlicher Rechtsakte gefähr­
det.«77 Die Ratspräsidentschaft wechselt tumusmäßigjedes halbe Jahr zwi­
schen den 15 Ländern. Hinsichtlich der zentralen Aufgabe der Gemeinsa­
men Außen- und Sicherheitspolitik legt der Rat gemeinsame Standpunkte
fest und sorgt auch selbst für die Durchsetzung der von ihm beschlossenen
Maßnahmen. 78 Auf dem Sektor Justiz und Inneres gibt er den Mitgliedstaa­
ten Empfehlungen für gemeinsame Maßnahmen.79

Grundsätzlich gilt für die Beschlußfassung des Rates heute das Mehrheits­
prinzip. In besonders sensiblen Bereichen80 oder bei einem Dissens zwi-

76 Siehe auch Kapitel 2.1.2.3.
77 Beutler, B. u. a.: Die Europäische Gemeinschaft - Rechtsordnung und Politik, 2.

Auflage, Baden-Baden 1982, S. 120.
78 Jüngstes Beispiel hierfür sind die Hilfen der Gemeinschaft für die Menschen im bür­

gerkriegsgeschüttelten ehemaligen Jugoslawien.
79 Vgl. Presse- und Infonnationsamt der Bundesregierung (Hrsg.): a.a.O., S. 132.
80 Dazu gehören u.a. Steuern, die Innen- und Justizpolitik sowie die Außen- und Si­

cherheitspolitik.
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sehen den Beschlußvorschlägen der Kommission und der Auffassung des
Rates ist jedoch auch heute noch Einstimmigkeit erforderlich. So wird ver­
hindert, daß die speziellen Belange einzelner Mitgliedstaaten um eines
schnellen Verfahrens Willen von der Gemeinschaft übergangen werden
können. Im Rat der EU gibt es somit drei verschiedene Mehrheiten, die für
Beschlüsse in bestimmten Bereichen gelten: Erstens das Einstimmigkeits­
erfordernis wie oben dargestellt; zweitens eine qualifizierte Mehrheit, wo­
bei die Mitgliedstaaten je nach Größe bis zu zehn Stimmen haben81 und
drittens eine einfache Mehrheit, wobei jeder Staat über eine Stimme ver­
fügt. 82 Welche Bereiche welche Mehrheit erfordern, ist in den EG-Verträ­
gen niedergelegt.83

Bei seiner Arbeit wird der Ministerrat vom Generalsekretariat in Brüssel
und dem Ausschuß der Ständigen Vertreter (AStV), der aus Botschaftern
der Mitgliedstaaten besteht, unterstützt. 84 Diesem Ausschuß kommt eine
besondere Bedeutung zu, zumal er die Ratssitzungen inhaltlich vorbereitet.
Dies bedeutet konkret, daß die Gesetzesvorschläge, die dem Rat von der
EU-Kommission vorgelegt werden, zuerst in den AStV gelangen und dort
diskutiert werden. Herrscht bereits dort Einigkeit, so werden sie im soge­
nannten A-Punkt-Verfahren formell ohne weitere Aussprache vom Rat be­
schlossen. Nur wenn man sich im Ausschuß - und in Abstimmung mit dem
EP - nicht einig wird, muß der Ministerrat diese sogenannten B-Punkte dis­
kutieren und einen Kompromiß herbeiführen, der die unterschiedlichen na­
tionalen Interessen angemessen berücksichtigt. Ist das Verfahren soweit ge­
diehen, werden die nun geklärten Punkte wiederum vom AStVals
A-Punkte abgefaßt und zur formellen Beschlußfassung auf der nächsten
Ratssitzung vorgelegt. 85 Dies zeigt deutlich den Einfluß des AStV auf den
Entscheidungsprozeß des Ministerrates. Die daraus resultierenden Konse­
quenzen für eine Interessenvertretung bei diesem Gremium werden in Ka­
pitel 2.2.2.1. noch untersucht werden.

81 Insgesamt gibt es 87 Stimmen bei einem solchen qualifizierten Abstimmungsver­
fahren; dabei sind für eine Mehrheit mindestens 62 Stimmen erforderlich. Das qua­
lifizierte Abstimmungsverfahren findet beispielsweise bei Beschlüssen zur Wirt­
schafts- und Währungsunion Anwendung.

82 Dieses Abstimmungsverfahren wird angewandt, sofern kein anderes Stimmenver-
hältnis festgelegt ist.

83 Vgl. Reuther, H. und Sandvoß, G.: a.a.O., S. 35.
84 Vgl. Thiel, E.: a.a.O., S. 50.
85 Vgl. Ettl, G. u. a.: EU-ABC, 2. Auflage, Bonn 1994, S. 11; vgl. auch Presse- und

Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.): a.a.O., S. 132.
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Abb. 3: Der Rat der EU86

2.1.2.2. Europäische Kommission

Die heutige Europäische Kommission bzw. EU-Kommission hat ihre Wur­
zeln bereits in der Gründung der Montanunion im Jahr 1952. Diese hatte zu
ihrer Administration als eigenes Organ die Hohe Behörde eingerichtet, aus
der durch die 1957 unterzeichneten Römischen Verträge die Europäische
Kommission hervorging. Im Jahr 1967 wurde sie durch den Fusionsvertrag
neben dem späteren Rat der EU zum Exekutivorgan der drei Europäischen
Gemeinschaften.

Die EU-Kommission besteht heute aus zwanzig Mitgliedern. Dies sind je
ein EU-Kommissar pro Mitgliedstaat und je ein weiterer aus den bevölke­
rungsstarken Ländern Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Spanien
und Italien. Einer der Kommissare ist zugleich Präsident der Kommission.
Alle Mitglieder werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten vorge­
schlagen und mit Zustimmung des EP ernannt. Die Mitglieder der Kommis­
sion üben ihre Tätigkeit unabhängig von politischen Weisungen einzelner
Mitgliedstaaten zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus, wie es im
EG-Vertrag heißt. 87

Zur Kommission gehört darüber hinaus noch ein Verwaltungsapparat mit
rund 15.500 Beamten und weiteren Mitarbeitern.88 Die Kommission als
Verwaltung der EU ist gegenwärtig in 24 Generaldirektionen (GDs) unter-

86 Vgl. Reuther, H. und Sandvoß, G.: a.a.O., S. 35.
87 Vgl. Art. 157 Abs. 2 EGV.
88 Vgl. Grupp, C. D.: a.a.O., S. 69.
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gliedert, die jeweils einen bestimmten Fachbereich zum Aufgabengebiet
haben.89 Jedes Mitglied der Kommission zeichnet dabei für einen bestimm­
ten Zuständigkeitsbereich mit seinen entsprechenden Generaldirektionen
verantwortlich. Jedoch können wichtige Beschlüsse in einem bestimmten
Fachbereich nur von den Mitgliedern der Kommission gemeinsam gefaßt
werden.9o

Im Gefüge der EU-Institutionen hat die Kommission eine unbestrittene
Schlüsselstellung inne. Zum einen deshalb, weil sie ein weitgefachertes
exekutives Aufgabenfeld besitzt; zum anderen, weil ihr allein das Initiativ­
recht im Gesetzgebungsverfahren der EU zusteht.91 Somit ergeben sich für
die EU-Kommission folgende drei Hauptbetätigungsfelder:

1) Als Motor der europäischen Integration erarbeitet sie Vorschläge zur
Entwicklung der Gemeinschaftspolitik und bringt durch ihr Initiativ­
recht das Gesetzgebungsverfahren in Gang. 92 Sie kann auch vom Rat
der EU und vom EP zur Ausarbeitung eines Richtlinienentwurfs ange­
halten werden, wenn sie einen Handlungsbedarf nicht selbst wahr­
nimmt. Ferner tritt die Kommission im Gemeinschaftsinteresse gegen­
über dem Rat als dem immer noch stärksten legislativen Gremium der
EU auf. Im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
kann sie den Rat sogar einberufen lassen, um ihm Vorschläge zu unter­
breiten.

2) Darüber hinaus wird die Kommission oft etwas leger als)Wächterin der
Verträge< bezeichnet, zumal zu ihren Aufgaben auch die Überwachung
der Einhaltung der EU-Rechtsvorschriften zählt. Werden Vertragsbe­
stimmungen oder Entscheidungen von Organen der EU durch einen
Mitgliedstaat verletzt, kann die Kommission Klage vor dem Europäi­
schen/ Gerichtshof (EuGH) erheben.

3) Schließlich ist sie in ihrer Funktion als Exekutivorgan in vielfaltiger
Weise zuständig für die Durchführung der Gemeinschaftspolitik. Dabei
besitzt sie zu einem großen Teil eigene Befugnisse zur Anwendung der
Verträge,93 auf anderen Gebieten wird sie gemäß den Weisungen des
Rates tätig. Ferner verwaltet die Kommission den größten Teil der Fi-

89 Z.B. den Bereich Verkehr, GD VII, den Bereich Binnenmarkt und Finanzdienstlei­
stungen, GD XV und den Energiebereich, GD XVII.

90 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.): a.a.O., S. 64.
91 Ausnahmen hiervon gibt es lediglich im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Si­

cherheitspolitik sowie der Innen- und Justizpolitik, die als gemeinsames Ziel im
Maastricht-Vertrag verankert sind.

92 Vgl. Woyke, W.: Europäische Gemeinschaft - Europäisches Parlament - Europa­
wahl, Leverkusen 1984, S. 71f.

93 So beispielsweise im Bereich der Wettbewerbspolitik und dem traditionellen euro­
päischen Kohle- und Stahlsektor.
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nanzmittel der EU, darunter insbesondere die Strukturfonds und För­
derprogramme.

Darüber hinaus vertritt die Kommission die EU in internationalen Organi­
sationen.94

Durch die Kombination von starker exekutiver Macht und gesetzgeberi­
schen Gestaltungsmöglichkeiten durch das alleinige Initiativrecht im
Rechtsetzungsprozeß der EU stellt die Kommission hinsichtlich der Be­
lange einer Interessenvertretung auch nach dem 01. November 1993 noch
einen zentralen Ansatzpunkt dar. Mit diesem Datum trat als starker Einfluß­
faktor das EP hinzu. Welche neue Möglichkeiten sich daraus für eine Inter­
essenvertretung ergeben, wird in Kapitel 2.2.2.3. ausführlich dargelegt wer­
den.

Präsident

Kommission
20 Mitglieder

Von den Regierungen der
EU-Mitgliedstaaten

vorgeschlagen und nach
Zustimmung des Europäischen

Parlaments einvernehmlich
für 5 Jahre ernannt

Generaldirektionen

Vorschläge
zur Weiterentwicklung der

Gemeinschaftspolitik

Abb. 4: Zusamlnensetzung und Aufgaben der EU-Kommission95

2.1.2.3. Europäisches Parlament

Das EP hat seine Wurzeln in der Parlamentarischen Versammlung der
EGKS, die bereits 1952 gegründet wurde. Mit Inkrafttreten der Verträge
von Rom über die EWG und die Euratom am 01. Januar 1958 entstand das
für alle drei Gemeinschaften zuständige EP. Zunächst wurden seine 142
Mitglieder von den jeweiligen nationalen Parlamenten der sechs Mitglied-

94 Vgl. Reuther, H. und Sandvoß, G.: a.a.O., S. 36; siehe Thiel, E.: a.a.O., S. 53ff.
95 Vgl. Reuther, H. und Sandvoß, G.: a.a.O., S. 36.
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staatenbestimmt.Eine Direktwahl derAbgeordnetendurchdie Bürgerder
Mitgliedsländerfanderstmals1979statt.DadurchwurdedasEPzumersten
und einzigen unmittelbar vom Wahlvolk legitimierten Organ der EG.96
Durch die Beitritte weitererStaatenund die deutscheWiedervereinigung
stiegdie Anzahl derAbgeordnetenschließlichauf626 an.

Die einzelnenMitgliedstaatenentsendenin Abhängigkeitvon derjeweili­
gennationalenBevölkerungszahleinebestimmteAnzahl anAbgeordneten
in das EP. Jedochwerdendie kleinerenStaatendurch den Berechnungs­
schlüsselbevorzugt,wasderenÜberrepräsentanzim Verhältniszur Bevöl­
kerungszahlzur Folgehat. Die Abgeordnetensind, ebensowie in denna­
tionalenParlamentenüblich, entsprechendpolitischerGrundübereinstim­
mungen in länderübergreifendenFraktionenund nicht etwa nach ihrer
jeweiligenNationalitätzusammengeschlossen.

Die FragenachdemSitzdergemeinschaftlicheneuropäischenVolksvertre­
tung war langeZeit sehrstrittig, bis aufdemEuropa-Gipfeltreffenim De­
zember1992 in EdinburgheineendgültigeEntscheidungfiel. Danachfin­
dendie regelmäßigen,monatlichenSitzungenunddanebenauchdie Haus­
haltsberatungenin Straßburgstatt.ZusätzlichnotwendigwerdendePlenar­
sitzungenebensowie die ständigenSitzungender Ausschüssewerdenin
Brüsselabgehalten.DerSitzderParlamentsverwaltungschließlichbefindet
sichin Luxemburg.97 DieseräumlicheTrennungwirkt sichjedochkaumauf
dasFeldder Interessenvertretungaus,zumalderde facto größteundwich­
tigsteTeil derparlamentarischenArbeit, �d�i�~ in densogenanntenständigen
Ausschüssenstattfindet,98in Brüsselgeleistetwird.

Die Aufgabenbereicheebensowie die KompetenzendesEP habensich im
LaufeseinerGeschichtesehrstarkin Richtungeinerimmerselbständigeren
und machtvollerenAusübung parlamentarischerBefugnissegewandelt.
Verträgewie beispielsweisedie EEA oderderVertragvon Maastricht,stel­
len Meilensteinein diesemstufenweisenProzeßdar.

Anfänglich verfügtedasParlamentlediglich überdasRechtzur Stellung­
nahmezu denmeistenRechtsakten.Über einebloßeAnhörunghinauser­
hielt eserstmals1975ein Mitspracherechtim Haushaltsverfahren,dasihm
weitreichendeGestaltungsfreiheitengab.99 Die endgültigeFestsetzungdes
HaushaltsderGemeinschaftist nicht ohnedie ZustimmungdesParlaments

96 Vgl. Woyke, W.: a.a.O.,S. 80f.
97 Vgl. Reuther,H. und Sandvoß,G.: a.a.O.,S. 32.
98 Die ständigenAusschüssedesEP bereitenBerichteundEntschließungsanträgefür

diePlenarsitzungenvor. EineÜbersichtüberdieseAusschüssefindet sichin Kapitel
2.2.2.3.

99 Vgl. Presse-und InfonnationsamtderBundesregierung(Hrsg.): a.a.O.,S. 78f.
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